Bayerisches Staatsministerium fur

Landwirtschaft und Forsten

Information zu den
Verfahren der
Landlichen Entwicklung

Landliche Entwicklung in Bayern

DORFERNEUERUNG ¢ FLURNEUORDNUNG * REGIONALE LANDENTWICKLUNG




Impressum

Herausgeber:

Bayerisches Staatsministerium fiir Landwirtschaft und Forsten, Abteilung Landliche Entwicklung,
LudwigstraBe 2, 80539 Miinchen
RB-Nr. 08/02/52

Gestaltung, Satz und Abbildungen:

Bayerische Verwaltung fiir Landliche Entwicklung

Druck: Holzmann-Druck, Bad Warishofen



Inhalt

Vorwort

Ziele und rechtliche Grundlagen

Landliche Entwicklung geht alle an

Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz

Bayerisches Dorfentwicklungsprogramm

Weitere Aufgaben der Landlichen Entwicklung
Zustandigkeiten

Vorbereitungsphase

Der gesetzliche Verfahrensablauf

Eigentumsrechte im Verfahren

Plan iiber die gemeinschaftlichen und 6ffentlichen Anlagen
Umsetzung der Planung

Finanzierung und Forderung

Tauschwert der Grundstiicke

»Wunschtermin« und Neueinteilung des Grundbesitzes
Besitziibergang auf die neuen Grundstiicke
Flurbereinigungsplan

Rechtlicher Vollzug des Flurbereinigungsplans

Abschluss des Verfahrens nach dem Flurbereinigungsgesetz
Weitere Informationsquellen zur Landlichen Entwicklung
Verzeichnis der Behorden fiir Ldndliche Entwicklung
Stichwortverzeichnis »Fachbegriffe«






Vorwort

Zur hohen Lebens- und Standortqualitdt Bayerns
tragt traditionell ein fruchtbares Nebeneinander
von Stadt und Land, von hochtechnisierter Welt
und intakter Natur, von Artenvielfalt und nach-
haltiger Landbewirtschaftung bei. Den landlichen
Raumen mit ihren Ressourcen an natiirlichen
Lebensgrundlagen wie Wasser und Boden kommt
dabei besonderes Gewicht zu. Ihre Bedeutung
steigt noch in einer Zeit, da Standortentschei-
dungen immer weniger von Entfernungen ab-
hdngen und immer mehr von sogenannten wei-
chen Faktoren, wie dem Wohnumfeld oder vor-
handenen Freizeitmdglichkeiten.

Die Bayerische Verwaltung fiir Ldndliche Ent-
wicklung versteht sich als Dienstleister fiir die
landlichen Rdume. Sie hilft der Land- und Forst-
wirtschaft und férdert die Idndlichen Gemeinden
bei einer nachhaltigen Entwicklung im Sinne der
AGENDA 21. Sie unterstiitzt 6ffentliche Vorhaben
und tragt zum Schutz und zur Sicherung der
natirlichen Lebensgrundlagen bei.

Fiir die Umsetzung dieser Ziele bieten sich vor
allem Flurneuordnung und Dorferneuerung an.
Weil viele Aufgaben nur noch gemeindeliber-
greifend gelost werden konnen, werden die Pro-
jekte immer haufiger durch die Regionale Land-
entwicklung vorbereitet und koordiniert. Der
Handlungsauftrag Landliche Entwicklung um-
fasst zwar Uber diese drei Hauptgebiete hinaus
noch weitere Bereiche, wie z. B. die Baulandum-
legung, Kernaufgabe bleibt aber die Durchfiih-
rung von Flurneuordnung und Dorferneuerung in
Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz. Pla-
nungen kdnnen namlich oftmals nur mit dem
Instrument der Bodenordnung umgesetzt wer-
den. Durch die Ubertragung wichtiger Aufgaben
auf die ortliche Teilnehmergemeinschaft wird
auBerdem die Eigenverantwortung der Menschen
vor Ort gestarkt und die Akzeptanz der Mal3nah-

men erhdht. Fiir verschiedene Aufgabenstellun-
gen gibt es jeweils zugeschnittene Verfahrens-
arten.

Die Direktionen fiir Ldndliche Entwicklung arbei-
ten dabei mit vielen Fachstellen, insbesondere
mit den Landwirtschaftsémtern, zusammen. Sie
bedienen sich modernster Computer- und Ver-
messungstechnik. Der entscheidende Faktor fiir
das Gelingen solcher Projekte aber ist die Mit-
wirkung der Grundeigentiimer und Biirger.

Diese Broschiire soll daher drei Aufgaben er-
fullen:

e einen Uberblick tber die Tatigkeitsfelder der
Landlichen Entwicklung vermitteln,

e Sie als Leser liber den generellen Ablauf eines
Verfahrens nach dem Flurbereinigungsgesetz

informieren,

® |hnen — soweit in der Kiirze méglich — auch
Antworten zu konkreten Einzelfragen geben.

Mit freundlichen GriiBen

Max Geierhos

Leiter der Verwaltung fiir Landliche Entwicklung
im Bayerischen Staatsministerium flir Landwirt-
schaft und Forsten



Landesaufgabe Landliche Entwicklung
Ziele und rechtliche Grundlagen

Die Verwaltung fiir Landliche Entwicklung leistet
wichtige Beitrage fir eine nachhaltige Entwick-
lung der Landlichen Rdume im 6konomischen,
okologischen und sozialen Bereich. Sie arbeitet
fuir und mit den Menschen im ladndlichen Raum.
Planungen werden deshalb stets unter aktiver
Beteiligung der Biirger erstellt.

Ihre Zielsetzungen orientieren sich an den ge-
samtgesellschaftlichen Rahmenbedingungen,
wie der zunehmenden Globalisierung und dem
Trend zu einer neuen Biirger- und Sozialkultur
sowie regionsspezifischen Besonderheiten, wie
dem starken Strukturwandel in der Landwirt-
schaft, dem Verkehrszuwachs, den Herausforde-
rungen im Bereich des Hochwasserschutzes und
der Erhaltung der landschaftlichen Schonheit
und der 6kologischen Vielfalt der Kulturland-
schaft.

Flurbereinigungsgesetz

Die entscheidende rechtliche Grundlage fiir Flur-
neuordnung und Dorferneuerung bilden das Flur-
bereinigungsgesetz (FlurbG) und das Gesetz zur
Ausfiihrung des FlurbG (AGFlurbG).

In § 1 heiBt es: »Zur Verbesserung der Produk-
tions- und Arbeitsbedingungen in der Land- und
Forstwirtschaft sowie zur Forderung der allge-
meinen Landeskultur und der Landentwicklung
kann landlicher Grundbesitz durch MaBnahmen
nach diesem Gesetz neu geordnet werden.«

Damit ist der Handlungsauftrag erteilt, zur ge-
samten Entwicklung der [dndlichen Raume bei-
zutragen, z. B. auch durch Dorferneuerung und
durch Regionale Landentwicklung fiir gemeinde-
ubergreifende Projekte.

Grundprinzip der Lindlichen Entwicklung: Die aktive Mitwirkung der Biirger



Landliche Entwicklung geht alle an

Landliche Entwicklung ist eine Aufgabe, die nur
gemeinschaftlich geldst werden kann.

Deshalb sollen alle bei der Gestaltung ihrer Hei-
mat mitwirken:

Landwirte

Ein landwirtschaftlicher Betrieb wird heute wie
ein Wirtschaftsunternehmen gefiihrt. Nach einer
Flurneuordnung sollen die Landwirte leichter
und rentabler auf groBeren, zweckmaBig ge-
formten und gut erschlossenen Nutzflachen
wirtschaften kdnnen.

Uber die eigentumsrechtliche Neuordnung hin-
aus konnen durch Neuregelungen der Pachtver-
haltnisse noch groBere, rationeller zu bearbei-
tende Wirtschaftsfldchen geschaffen werden.

Diese Vorteile gelten auch fiir Nebenerwerbs-
landwirte. Sie kénnen nach einer Flurneuordnung
ihre Grundstiicke leichter und rascher selbst be-
wirtschaften oder giinstiger bewirtschaften lassen.

Grundeigentiimer

Eine sinnvolle Neuordnung des Grundbesitzes in
Verbindung mit einer durchdachten Infrastruktur
eroffnet neue Chancen und Alternativen fiir je-
den Teilnehmer. Die Abmarkung und Vermessung
der Flurstiicke, die Regelung der rechtlichen Ver-
haltnisse sowie die Erstellung neuer Kataster-
und Grundbuchunterlagen schaffen Rechtssicher-
heit fiir alle Grundeigentiimer.

Biirger

Alle Biirger suchen und erwarten eigentlich das
Gleiche, wenn sie aufs Land fahren oder dort
leben: Eine naturnahe, intakte Kulturlandschaft,
eine gesunde, unbelastete Umwelt und ein an-
sprechendes Ortsbild sowie eine dorfgerechte
Infrastruktur. Kurzum: Ein liebens- und lebens-
wertes Bayern.

Gemeinde

Ob es um eine neue UmgehungsstraBe zur Ent-
lastung des Ortskerns, den neuen Dorfplatz, Frei-
zeitanlagen oder um andere notwendige kommu-
nale Einrichtungen geht: Vieles wird erst in
einem Verfahren zur Flurneuordnung oder Dorf-
erneuerung durchfiihrbar. Es entstehen Gemein-
schaftsprojekte zum Nutzen aller unter Vermei-
dung oder zumindest Minimierung von Nach-
teilen fiir Einzelne.
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Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz

Das Flurbereinigungsgesetz sieht fiir unter-
schiedliche Problemstellungen auch unterschied-
liche Verfahrensarten vor:

Freiwilliger Landtausch

Beschleunigtes Zusammenlegungsverfahren

Vereinfachtes Verfahren

Unternehmensverfahren

Regelverfahren

Der Freiwillige Landtausch

Der Freiwillige Landtausch eignet sich, wenn
zwischen wenigen Grundeigentiimern die Zer-
splitterung des Grundbesitzes durch Grund-
stlickstausch behoben werden soll, keine
BaumaBnahmen erforderlich sind und Vermes-
sungsarbeiten nur in geringem MaBe anfallen
(88 103 a — i FlurbG).

In einem Weiler werden ganze Flurstiicke durch
freiwilligen Landtausch ...

Das Beschleunigte Zusammen-
legungsverfahren

Das Beschleunigte Zusammenlegungsverfahren
eignet sich, wenn die Neueinteilung der Flur mit
nur wenigen BaumaBnahmen ohne Anlage eines
neuen Wegenetzes moglich ist und méglichst
ganze Flurstiicke getauscht werden kdnnen.

Bei dieser Verfahrensart soll die Neuordnung des
Grundbesitzes moglichst im Wege der gegen-
seitigen Vereinbarung geregelt werden

(8 91 ff. FlurbG).

Allgemein gilt: Je weniger MaBnahmen erforder-
lich sind, desto schneller und einfacher lduft das
Verfahren ab.

Aber: Umgekehrt lassen sich komplexe Probleme
meist nicht mit schnellen, einfachen Verfahrens-
weisen losen.

... zu rentabel bewirtschaftbaren Fldchen
zusammengelegt.



Das Vereinfachte Verfahren

Vier unterschiedliche Zweckbestimmungen fiir
die Durchfiihrung Vereinfachter Verfahren sieht
das FlurbG nach § 86 Abs. 1 vor; diese kdnnen
auch untereinander kombiniert werden:

® Ermdglichung oder Ausfiihrung von MaBnah-
men der Landentwicklung z. B. zur Agrarstruk-
turverbesserung, Dorferneuerung oder fiir
Naturschutz und Landschaftspflege

® Beseitigung von Nachteilen flir Landwirt-
schaft und Landschaft im Anschluss an ein
offentliches Bauvorhaben

e Auflésung von Landnutzungskonflikten z. B.
zwischen Landwirtschaft und Naturschutz

e Neuordnung des Grundbesitzes in kleineren
Verfahrensgebieten oder in bereits friher flur-
bereinigten Gemeinden (Zweitverfahren)

Naturnahe ErschlieBung der Feldflur in einem
vereinfachten Verfahren

Das Unternehmensverfahren

Werden im Zusammenhang mit &ffentlichen
GroBbaumaBnahmen landwirtschaftliche Nutz-
flichen durchschnitten und besteht ein gréBerer
Flachenbedarf, so hilft das Unternehmensverfah-
ren Harten zu vermeiden, landwirtschaftliche
Betriebe zu erhalten und Nachteile fiir Natur und
Landschaft zu verringern.

Dies geschieht durch friihzeitigen und ausreichen-
den Erwerb von Ersatzgrundstiicken, durch den
Ausgleich unternehmensbedingter Nachteile (z. B.
Anpassung der Grundstiickseinteilung und des
Wegenetzes) und — falls erforderlich — durch das
Verteilen des Landverlustes auf einen gréBeren
Eigenttimerkreis (§ 87 FlurbG).

Neugeordnete Fluren nach GroBbaumaBnahme
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Das Regelverfahren

Das Regelverfahren ist die umfassendste Mdg-
lichkeit, um die Lebens- und Arbeitsbedingungen
im landlichen Raum zu verbessern. Dieses Ziel
wird vor allem erreicht durch die flichendecken-
de Neuordnung des Grundbesitzes, Verkehrs-
erschlieBung, wasserwirtschaftliche MaBnahmen
sowie MaBnahmen des Bodenschutzes, des
Naturschutzes und der Landschaftspflege

(88 1, 4, 37 FlurbG).

Das Regelverfahren dient als Richtschnur fiir die
Beschreibung des Verfahrensablaufs in dieser
Broschire.

Die ErschlieBung von Dorf und Flur ist eine Kernaufgabe im Regelverfahren




Bayerisches Dorfentwicklungsprogramm 11

Das Bayerische Dorfentwicklungsprogramm eig-
net sich fiir Dérfer mit bis zu 2000 Einwohnern.
Die Dorferneuerung dient der nachhaltigen Ver-
besserung der Lebens-, Wohn- und Arbeitsver-
haltnisse auf dem Lande. Sie will:

e die ortlichen Rahmenbedingungen fiir die
Landwirtschaft verbessern,

e die Wirtschaftskraft landlicher Rdume
erhdhen,

e die Zusammenarbeit in den Dorfern und
Gemeinden bei der Losung gemeinsamer
Probleme fordern,

e den heimatlichen Lebensraum der ldndlichen
Bevolkerung starken,

® das Bewusstsein fiir die dorfliche Lebenskultur
vertiefen,

e den eigenstindigen Charakter landlicher Sied-
lungen und Kulturlandschaften erhalten

und damit die Dorfer und ldndlichen Siedlungen
auf kiinftige Entwicklungen vorbereiten.

Zur Durchfiihrung der Dorferneuerung wird in
der Regel ein Verfahren nach dem FlurbG einge-
leitet, falls nicht bereits eine Flurneuordnung
[duft.

Liegen nur begrenzte Aufgaben vor und ist insbe-
sondere keine Bodenordnung erforderlich, kann
auch eine »einfache Dorferneuerung« ohne ein
formelles Verfahren nach dem FlurbG durchge-
flihrt werden.

Biirger planen und gestalten ihren Lebensraum im
offentlichen ...

... und privaten Bereich




12 @ Weitere Aufgaben der

Landlichen Entwicklung

Neben den Verfahren nach dem Flurbereini-
gungsgesetz gibt es weitere Aufgaben der Land-
lichen Entwicklung:

® Regionale Landentwicklung

e Wegebau auB3erhalb eines Flurneuordnungs-
verfahrens

e Freiwilliger Nutzungstausch (Wirtschafts-
flichentausch)

e Baulandumlegung und Grenzregelung

Regionale Landentwicklung

Viele Probleme des landlichen Raumes kénnen in
den einzelnen Gemeinden allein nicht mehr ge-
|6st werden. Deshalb bietet sich eine intensivere
Zusammenarbeit benachbarter Gemeinden an.
Die Regionale Landentwicklung unterstiitzt diese
Vorhaben. Sie dient dem zielgerichteten und
abgestimmten Einsatz von Dorferneuerung und
Flurneuordnung sowie der Abstimmung von Ent-
wicklungsaktivitaten mehrerer Dorfer bzw.
Gemeinden im Raum. Die Zielrichtung kann sich
dabei entsprechend den ortlichen Anforderungen
entweder auf die Erstellung eines ganzheitlich-
interkommunalen Entwicklungskonzepts be-
schranken oder zu einer strategischen Allianz
mehrerer Gemeinden zur Losung gemeinsamer
Probleme bzw. zur Umsetzung gemeinsamer Pro-
jekte weiterflihren.

Unterschiedlichste Projekte, wie z. B. praventiver
Hochwasserschutz oder gemeinsame Gewerbege-
biete, Bauhofe oder sonstige Infrastrukturanla-

gen oder — in Zusammenarbeit mit der Landwirt-

schaftsverwaltung — Regionalvermarktung in
Verbindung mit Nahversorgung oder Tourismus,
konnen auf diese Weise effektiver und kosten-
glinstiger realisiert werden.

Die Direktionen fiir Ldndliche Entwicklung
betreuen und begleiten diese Projekte und helfen
bei der Erarbeitung von Konzepten und Strate-
gien, beim Projektmanagement und bei der Initi-
ierung und Organisation von Biirgerbeteiligung.
Sie ermdglichen vor allem durch Flachenma-
nagement und Bodenordnung die Realisierung
flachenbeanspruchender Planungen unter Wah-
rung der Interessen der Grundeigentlimer.

Regionale Landentwicklung Auerbergland



@

Wegebau aulB3erhalb eines
Flurneuordnungsverfahrens

Die Planung und Herstellung von StraBen, wel-
che ausschlieBlich Almen und Alpen, Einzelhdfe
oder Weiler erschlieBBen, kann ohne Einleitung
eines Verfahrens nach dem FlurbG gefordert wer-
den. Dies gilt jedoch nur fiir Gebiete, welche als
»Berggebiet« oder als »benachteiligte Agrarzonex
festgelegt sind. Reine Wirtschaftswege in der
Feldflur sind von der Forderung ausgenommen.

Ein Vorhabenstrager muss dazu einen Antrag auf
Forderung an die Direktion fiir Landliche Ent-
wicklung stellen; die Bautragerschaft wird fall-
weise geregelt.

Freiwilliger Nutzungstausch

Der Freiwillige Nutzungstausch ermdglicht er-
ganzend zu den Verfahren nach dem FlurbG
agrarstrukturelle Verbesserungen durch die
Zusammenlegung von Pachtflachen und somit
die Bildung von groBeren Wirtschaftseinheiten.

Die Direktionen fiir Ldndliche Entwicklung helfen
mit bei der Vorbereitung, bei den Regelungen
und bei der Dokumentation der Festlegungen.
Interessierte Grundeigentiimer kdnnen sich
unmittelbar oder tiber Dritte (Gemeinde, Berufs-
vertretung, Maschinenring) mit dem Wunsch
nach einem Freiwilligen Nutzungstausch an die
Direktion flr Landliche Entwicklung wenden.

Baulandumlegung und Grenz-
regelung

Die Bereitstellung von kostenglinstigem Bauland
ist fiir viele Gemeinden ein besonderes Anliegen.
Die Umsetzung des Bebauungsplans ist aber
meist mit einer Vielzahl von eigentumsrecht-
lichen Problemen verbunden, die sich oft nur mit
Hilfe einer Baulandumlegung nach dem Bauge-
setzbuch I8sen lassen. In einfacheren Fallen kann
auch schon das Instrument der Grenzregelung
zum Ziel fiihren. Die Gemeinde kann ihre Befug-
nis zur Umlegung und Grenzregelung auf die
Direktion flr Landliche Entwicklung libertragen.

Beide Verfahren bieten die Mdglichkeit, schneller
zu baureifen Grundstiicken zu kommen.

Mit einer Baulandumlegung wird das im Be-
bauungsplan geschaffene Baurecht in die Natur
libertragen

13
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Zustandigkeiten

Die Dorfgemeinschaft

Der heimatliche Lebensraum geht jeden an. In
ortlichen und ggf. lberortlichen Arbeitskreisen
sind daher alle Biirger aufgerufen, ihre Vorstel-
lungen fiir eine Neugestaltung des Verfahrensge-
bietes, also ihrer Heimat, einzubringen. Diese
Arbeitskreise haben bei der Flurneuordnung und
bei der Dorferneuerung eine wichtige Funktion
insbesondere in der Vorbereitungsphase.

Die Teilnehmergemeinschaft

Alle Eigentiimer und Erbbauberechtigten, deren
Grundstiicke im Verfahrensgebiet liegen, bilden
die Teilnehmergemeinschaft. Sie ist als Kdrper-
schaft des offentlichen Rechts Tragerin des Ver-
fahrens. Bei Dorferneuerungen obliegt die Tra-
gerschaft der Gemeinde und der Teilnehmerge-
meinschaft gemeinsam.

e Korperschaft des 6ffentlichen Rechts

Die Teilnehmergemeinschaft entsteht mit dem
Anordnungsbeschluss der Direktion. Das bedeu-
tet: Sie hat eine gesetzlich geregelte Aufgabe,
die sie eigenverantwortlich unter staatlicher Auf-
sicht erfillt. Aufsichtsbehdrde ist die Direktion
fiir Landliche Entwicklung.

Die Teilnehmergemeinschaft nimmt die gemein-
samen Angelegenheiten der Teilnehmer wahr. Sie
plant, aufbauend auf den Ergebnissen der Vorbe-
reitungsphase, die gemeinschaftlichen Anlagen
und stellt diese dann auch her.

Sie leistet den flir das Verfahren festgelegten
Eigenleistungsanteil der Teilnehmer und fordert
ggf. Kostenbeitrage der Grundeigentiimer ein.
Weiterhin hat sie die wichtige Aufgabe, den
Grundbesitz neu zu ordnen und alle Ergebnisse
des Verfahrens im Flurbereinigungsplan rechts-
verbindlich zusammenzufassen.

e Vorstand der Teilnehmergemeinschaft

Die Teilnehmergemeinschaft hat einen aus meh-
reren Mitgliedern bestehenden Vorstand.

Der Vorstand flihrt die Geschafte der Teilnehmer-
gemeinschaft. Er hat die Aufgaben der Teilneh-
mergemeinschaft auszufiihren.

e Wahl der Vorstandsmitglieder

Mit Ausnahme des Vorsitzenden werden die Vor-
standsmitglieder und jeweils ein Stellvertreter
von den Teilnehmern in einer Versammlung
gewahlt. Die Direktion flir Landliche Entwicklung
bestimmt die Anzahl der Vorstandsmitglieder
entsprechend den jeweiligen Erfordernissen.
Auch eine gruppenmaBige Zusammensetzung des
Vorstands (zum Beispiel Vertretung der einzelnen
Ortschaften) kann festgelegt werden. Bei Dorf-
erneuerungsvorhaben ist die Gemeinde mit
einem Sitz im Vorstand vertreten.



In einer Blirgerversammlung oder in anderer
geeigneter Form werden die Kandidatinnen und
Kandidaten fiir den Vorstand aufgestellt.

In der Regel findet eine geheime Wahl durch
Abgabe von Stimmzetteln statt. Jeder Teilnehmer
und Erbbauberechtigte hat eine Stimme; ge-
meinschaftliche Eigentiimer gelten als ein Teil-
nehmer. Die Ausiibung des Stimmrechts ist auch
durch Bevollmachtigte mdglich. Nach sechs
Jahren findet eine Neuwahl des Vorstands statt;
Wiederwahl ist dabei mdglich.

Zum Vorsitzenden des Vorstands bestellt die
Direktion nach dem Gesetz einen Beamten des
hoheren oder gehobenen technischen Verwal-
tungsdienstes fiir Lindliche Entwicklung. Damit
ist gewahrleistet, dass dem Vorstand die recht-
lichen und technischen Kenntnisse zur Verfligung
stehen, die fiir die Durchfiihrung des Verfahrens
notwendig sind.

Die Mitwirkung der Frauen ist besonders erwiinscht

¢ Aufgaben des Vorstands

Der Vorstand hat umfangreiche Aufgaben der
Teilnehmergemeinschaft zu erfiillen und
bestimmt wesentlich den Verfahrensablauf.
Es ist deshalb wichtig, engagierte und kom-
petente Personen zur Kandidatur fiir den Vor-
stand zu gewinnen.

Der Vorstand kann einzelne Mitglieder und Stell-
vertreter mit besonderen Aufgaben betrauen.
Solche Aufgaben erfiillen z. B. der ortlich Beauf-
tragte (erster ortlicher Ansprechpartner), der
Wegebaumeister (6rtlicher Organisator bei Bau-
maBnahmen) und der Pflanzmeister (6rtlicher
Organisator bei PflanzmaBnahmen).

Der Vorstandsvorsitzende fiihrt die Vorstandsbe-
schllsse aus und vertritt die Teilnehmergemein-
schaft nach auBen. Zusammen mit dem Vorstand
unterrichtet er die Biirger liber den Verlauf des
Verfahrens.

Dies kann in Teilnehmerversammlungen, Sprech-
tagen oder Biirgerversammlungen geschehen.

Die offentlichen Veranstaltungen werden erganzt
durch schriftliche Informationen wie Rundbriefe
des Vorstands, Mitteilungen im Amtsblatt der
Gemeinde oder Berichte in der Tagespresse. Die
Teilnehmer haben ferner die Moglichkeit, alle sie
selbst betreffenden Vorstandsbeschliisse einzu-
sehen.

15
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e Der Vorstandsbeschluss

Der Vorstand ist beschlussfahig, wenn er von
seinem Vorsitzenden oder von der Direktion fir
Landliche Entwicklung zu einer Sitzung einberu-
fen wird und mindestens die Halfte der Mitglie-
der oder ihrer Stellvertreter anwesend ist. Der
Vorstand trifft seine Entscheidungen mit Stim-
menmehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet
die Stimme des Vorsitzenden. Die Vorstandssit-
zungen sind 6ffentlich, wenn nicht Belange ein-
zelner Teilnehmer behandelt werden.

Die Gemeinde

Die Gemeinde ist Partner der Teilnehmergemein-
schaft. Gemeinderat und Vorstand stimmen ihre
Planungsvorhaben aufeinander ab. Nach Fertig-
stellung der gemeinschaftlichen Anlagen (z. B.
von Wegen, Biotopverbundsystemen etc.) durch
die Teilnehmergemeinschaft wird die Gemeinde
oft Eigentlimer und tragt die Unterhaltslast.
Insbesondere in Dorferneuerungsverfahren tritt
sie gemeinsam mit der Teilnehmergemeinschaft
als Trager des Gesamtprojekts auf.

Die Direktion fiir Landliche
Entwicklung

In Bayern gibt es sieben Direktionen fiir Ldnd-
liche Entwicklung (Direktionen).

Jede von ihnen leitet in ihrem Dienstbezirk die
Verfahren nach dem FlurbG, beaufsichtigt die
Teilnehmergemeinschaften und den Verband fiir
Landliche Entwicklung und fiihrt sonstige Projek-
te der Landlichen Entwicklung durch.

Die Direktionen sind dem Bayerischen Staats-
ministerium fiir Landwirtschaft und Forsten
direkt unterstellt.

Fiir das Verfahren sind im wesentlichen zwei ver-
schiedene Stellen verantwortlich. Nach ihren
Aufgaben lassen sie sich leicht unterscheiden:

¢ Die Teilnehmergemeinschaft hat den Auftrag,
das Verfahrensgebiet neu zu gestalten.

e Die Direktion leitet das Verfahren ein und
beendet es. Sie hat als Behorde Aufsichts-,
Priifungs- und Genehmigungsbefugnisse.

Landliche Entwicklung
in Bayern

Sehr geghrie Blrgannncn
und Birger van Moosach.

Mircher, im Oxtober 2007

iz Direknion for Landicha Entwicklung Manchen halt gemeinsam mit der
G de b h urd der. Arhei  zur Do ng

am Dlenstag, den 23, Oktober 2001 um 1%.30 Uhr

im Gasihef Neuwlrt in Moasach eing Informatior: sversammiung Zur
Darferneverung ab, zu der alle interessieren Blrger van Mopsach und
i allem dee Gr lckseigantimer herzlich e sind.

Die S1artphase zur Darerneuarung Moosach ist in den Jahren 1997 bis
1993 in Moosach mit positiven Ergebmssan verlaufen. In dizser Zeil hat-
ten die Blrger ven doosach unter Betreuung durch das Planurgshiine
Strafer und Parner die Aufgabe, Irhalte giner Doferneuessng fur lhe
Diorf o klaren, Diese Adbeil wuarde vor allam in vier Arbeilskrersen gelei-
sltet, die viele Vorsehlage zur Entwicklurg von Moasach gemacht haber.

Eir Teul diager lige zur Zukunts; wen Moosach kann mil
Hilfe der amilich g Diarf g umgesetzt werden

Somit sind aus Sicht det Direktion fr Landliche Entwicklung Munchen die
Worausgsetzungen zur Anordnung einer Dorfernevarung als einem Yerfah-
ren nach dem Florbereingungsqesetz gegehen.

I der Varsarnmiung scllen Sie zv folgenden Themen infermiert wrdan.
1. Dorferneuersng aus Sicht der Gemainds Koosach

2. Zur Einstimrung und als Ruckblick auf die Stanphase werden dig
Arbeitskreise Gber [hre Tatgked in drser Zeit berichten.

3. Derderneverung — ein i) nach dem Flur
Dic: Direkton fur Landliche Entwicklurg inforieet ober Snn, Zweck
und Ablauf enes nach dem F iniguRgsgeseLz,
qliche Rau- und Gesla, 1ahmen sowie yber die Finanzie-
rung waon Dorferneusrungsprojeklen.

4. Allgemeine Ausspracha

Mil freundlichen Grufen

Informationsversammlung zur Dorferneuerung

H‘“a frﬂ:r!. ..-/_._\,'/
Hirl Eisenschned
Bauabeirdtn 1 Bungermeisier

Diraktion fitr Lindlicho Entwicklung Miinchen

Informationsbriefe halten die Biirger auf dem
Laufenden
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Das Staatsministerium

Das Bayerische Staatsministerium fiir Landwirt-
schaft und Forsten leitet als Oberste Landesbe-
horde die Verwaltung fiir Landliche Entwicklung
und beaufsichtigt die Direktionen sowie den Lan-
desverband fiir Landliche Entwicklung Bayern.

Der Verband fiir Liandliche
Entwicklung

In Bayern gibt es sieben Verbande fiir Landliche
Entwicklung. Ein Verband fiir Landliche Entwick-
lung (Verband) ist der Zusammenschluss der Teil-
nehmergemeinschaften im Dienstbezirk einer
Direktion.

Mitarbeiter des
Verbandes fiir Ldndliche
Entwicklung iibernehmen
die Kassenfiihrung fiir

die Teilnehmer

Der Verband tibernimmt stellvertretend fiir die
Teilnehmergemeinschaften Aufgaben, die alle
Teilnehmergemeinschaften in gleicher oder
ahnlicher Weise erfiillen miissen, zum Beispiel:
die Kassenfiihrung, die Detailplanung, Kostener-
mittlung und Ausschreibung fiir BaumaBnahmen
sowie die Bauleitung.

Der Landesverband fiir Landliche
Entwicklung Bayern

Der Landesverband fiir Ldndliche Entwicklung
Bayern ist der Zusammenschluss der sieben bay-
erischen Verbande fiir Landliche Entwicklung. Er
bearbeitet libergeordnete gemeinsame Anliegen
der Verbande, wie z. B. die Betreuung und Fort-
entwicklung der Datenverarbeitung.




18

Vorbereitungsphase

Vor der formellen Anordnung eines Verfahrens
zur Flurneuordnung und/oder Dorferneuerung
wird das Vorhaben intensiv vorbereitet. In der
Vorbereitungsphase wird untersucht, welche Pla-
nungen und MaBnahmen durchgeflihrt werden
sollen, welche Karten voraussichtlich entstehen
und ob die Grundeigentiimer und Biirger zur Mit-
wirkung bereit sind.

In dieser Phase sollen sich im Sinne einer neuen
Biirger- und Sozialkultur Arbeitskreise zu den
verschiedensten Themen finden, wie z. B. zur
Situation der Landwirtschaft und sonstigen
wirtschaftlichen Fragen, der 6kologischen Ver-
netzung, des Verkehrs, des technischen Umwelt-
schutzes, des sozialen und kulturellen Lebens
usw. Zu hinterfragen sind dabei der Ist-Zustand,

bestehende Méangel und laufende Entwicklungen.
Diese Untersuchungen bilden die Grundlage fiir
die Formulierung von Zielen. Die Gesamtheit der
Arbeitskreisergebnisse miindet in einen Ziel- und
MaBnahmenkatalog fiir das Verfahrensgebiet.

Unterstiitzung auf diesem Weg bieten neben den
Direktionen drei Schulen der Dorf- und Land-
bzw. Flurentwicklung: Klosterlangheim in Ober-
franken, Plankstetten in der Oberpfalz und Thier-
haupten in Schwaben. Dort kdnnen interessierte
Dorfbewohner in Seminaren und auf Exkursionen
Erfahrungen austauschen, fachliche Weiterbil-
dung zu den verschiedensten Themen erhalten
und methodisches Vorgehen in Arbeitskreisen
erlernen.

Seminarteilnehmer symbolisieren ihre gemeinsamen Anliegen



Projektbeschreibung

Der Ziel- und MaBnahmenkatalog ist Grundlage
fuir die Projektbeschreibung. Diese wird in Ab-
stimmung mit allen Beteiligten und betroffenen
offentlichen Stellen durch die Direktion vor der
Verfahrensanordnung als Handlungsrahmen fiir
die Teilnehmergemeinschaft erstellt und ent-
halt:

® eine Beschreibung der Ausgangslage mit vor-
handenen Problemen und Schwichen, aber
auch Mdglichkeiten und Starken,

e die Ziele des Verfahrens beziiglich der kiinfti-
gen Entwicklung,

e den Bearbeitungsumfang mit Verfahrensart,
raumlicher Abgrenzung, Planungsbedarf,

Bodenordnungsgrundsatzen und Vermessungs-

bereich,

e ein vorlaufiges MaBnahmenkonzept mit denje-

nigen MaBnahmen, welche zur Erreichung der
Verfahrensziele vorrangig erforderlich sind,

Aus vielen Ideen wird ein
gemeinsames Konzept |

® eine Finanzierungsiibersicht mit Férderhdchst-
summe,

® einen Zeitplan fiir das Verfahren mit Terminen
flir wichtige Verfahrensabschnitte und

e eine Wiirdigung des Verfahrens im Hinblick
auf eine gesicherte nachhaltige Entwicklung.

Die Vorbereitungsphase endet mit der gesetzlich
vorgeschriebenen offiziellen Aufklarungsver-
sammlung (8 5 FlurbG), in der den voraussicht-
lichen Teilnehmern die vorliegenden Ergebnisse
erlautert werden.

Verfahrensart und Verfahrens-
gebiet

Die Direktion stellt anhand der Projektbeschrei-
bung, ortlicher Erhebung und der Ergebnisse der
Arbeitskreise fest, wo Problempunkte vorhanden
sind, welche Aufgaben sich daraus ergeben und
welche Entwicklungsmdglichkeiten bestehen.
Danach entscheidet sie lber die Verfahrensart und
legt eine zweckméaBige Gebietsabgrenzung fest.
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Der gesetzliche Verfahrensablauf

Die Direktion setzt ein Verfahren zur Flurneuord-
nung und/oder Dorferneuerung mit dem soge-
nannten Anordnungsbeschluss formell in Gang
und informiert die Offentlichkeit. Mit dem
Beschluss entsteht die Teilnehmergemeinschaft
als Korperschaft des o6ffentlichen Rechts

(§ 16 FlurbG), die nun ihre gesetzlichen Aufgaben
wahrzunehmen hat.

Jede Entscheidung, die die Direktion oder die
Teilnehmergemeinschaft auf der Grundlage des
Flurbereinigungsgesetzes mit unmittelbarer
Rechtswirkung nach auBen treffen, geschieht in
Form eines sog. Verwaltungsaktes. Dieser wird
grundsatzlich mit einer Rechtsbehelfsbelehrung
versehen und ist bekannt zu geben.

Die wichtigsten Verwaltungsakte im Verfahren
sind:

e der Anordnungsbeschluss (§ 4 FlurbG),

e die Feststellung der Wertermittlungser-
gebnisse (§ 32 FlurbG, Art. 9 AGFlurbG),

e die vorldufige Besitzeinweisung (8 65 FlurbG),

e der Flurbereinigungsplan (§ 58 FlurbG,
Art. 15 AGFlurbG),

e die (vorzeitige) Ausfiinrungsanordnung
(88 61 und 63 FlurbG),

e die Schlussfeststellung (§ 149 FlurbG).

Rechtsbehelfe

Jeder Beteiligte kann Rechtsbehelf gegen einen
Verwaltungsakt einlegen, der ihn unmittelbar
beriihrt. Widerspriiche sind schriftlich zu erheben
und sollen im eigenen Interesse des Wider-
spruchsfiihrers eine Begriindung enthalten. Uber
Widerspriiche gegen Verwaltungsakte der Teil-
nehmergemeinschaft befindet zuerst der Vor-
stand. Halt er den Widerspruch fiir begriindet,
muss er ihm abhelfen. Ansonsten geht der
Widerspruch zur Entscheidung an den Spruch-
ausschuss bzw. an die Direktion.

An jeder Direktion besteht ein Spruchausschuss,
der liber Widerspriiche gegen die Ergebnisse der
Wertermittlung und gegen den Plan nach § 58
FlurbG entscheidet. Ihm gehoren der Prasident und
der Jurist der Direktion sowie zwei Landwirte an.
Das Bayerische Staatsministerium fiir Landwirt-
schaft und Forsten beruft die Landwirte aus einer
Vorschlagsliste des Bayerischen Bauernverbandes.

Eine abweisende Entscheidung des Spruchaus-
schusses ist kostenpflichtig. Die Kostenhéhe rich-
tet sich nach den baren Auslagen, die durch das
Widerspruchsverfahren entstanden sind. Ferner
kann eine Gebiihr festgesetzt werden.

Gegen den Bescheid des Spruchausschusses bzw.
der Direktion kann Klage beim Bayerischen Ver-
waltungsgerichtshof (Flurbereinigungsgericht) in
Minchen erhoben werden.



Eigentumsrechte im Verfahren

Grundstiicksverkehr
und Nutzungsanderungen

Der Grundstiicksverkehr, wie zum Beispiel Ver-
kauf, Verpachtung, Teilung oder Belastung von
Grundstiicken, wird durch ein laufendes Verfah-
ren nicht eingeschrankt. Anderungen in der Nut-
zungsart der Grundstiicke, die zur ordnungsge-
maBen Bewirtschaftung des Betriebes ge-
horen, sind ohne Einschrankung erlaubt.

Dariiber hinausgehende Anderungen der Nut-
zungsart, wie z. B. Bebauung oder Aufforstung
bediirfen im Hinblick auf das gemeinschaftliche
Interesse der Zustimmung der Direktion. Diese
Regelung gilt ab der Bekanntgabe des Anord-
nungsbeschlusses bis zur Ausfiihrungsanordnung
(8 34 Abs. 1 Nr. 1 FlurbG).

Bauwerke, Brunnen, Graben, Einfriedungen,
Hangterrassen, Kies-, Sand- und Lehmgruben
oder dhnliche Anlagen diirfen ebenfalls nur mit
Zustimmung der Direktion errichtet, wesentlich
verindert oder beseitigt werden (§ 34 Abs. 1
Nr. 2 FlurbG).

Entfernen von Baumen und
Hecken

Obstbdume, Beerenstraucher, Rebstdcke, Hopfen-
stocke sowie einzelne Bdume, Hecken, Feld- und
Ufergeholze sollen filir das Landschaftsbild erhal-
ten bleiben. Wer sie entfernen mdchte, bendtigt
dafiir im Interesse von Naturschutz und Land-
schaftspflege auch die Zustimmung der Direktion
(§ 34 Abs. 1 Nr. 3 FlurbG).

Hecken sollen im Interesse von Naturschutz und
Landschaftspflege erhalten bleiben. Die Beseiti-
gung bedarf der Zustimmung der Direktion

Betretungsrecht fiir Grundstiicke

Beauftragte der Direktion, der Teilnehmerge-
meinschaft und des Verbandes fiir Landliche Ent-
wicklung diirfen zur Vorbereitung und Durchfiih-
rung der Verfahren Grundstiicke betreten, um
erforderliche Arbeiten durchzufiihren (8§ 35
FlurbG: Art. 11 AGFlurbG).
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Plan iiber die gemeinschaftlichen
und offentlichen Anlagen

Der Plan uber die gemeinschaftlichen und
offentlichen Anlagen — kurz »Plan« — ist die
offentlich-rechtliche Grundlage fiir die Neuge-
staltung des Verfahrensgebietes und die Herstel-
lung der gemeinschaftlichen Anlagen. Der Vor-
stand der Teilnehmergemeinschaft stellt den Plan
auf der Grundlage der Projektbeschreibung auf,
stimmt ihn mit den zustandigen Behdrden ab,
informiert die Biirger und versucht, Unklarheiten
und Unstimmigkeiten schon im Vorfeld auszu-
raumen. Unmittelbar betroffene Teilnehmer wer-
den bereits direkt bei der Planung mitein-
bezogen.

In einer eigenen Landschaftsplanung werden
friihzeitig die Auswirkungen der vorgesehenen
MaBnahmen auf die Umwelt untersucht; auch
wird eine Planung zur Entwicklung und Nutzung
der Landschaft erstellt. Die Teilnehmergemein-
schaft bedient sich dazu der Hilfe von Fach-
kraften.

Der Vorstand bei der Wegenetzplanung im Geléinde

Der Plan umfasst — je nach Aufgabenstellung im
Verfahren — verschiedene MaBnahmen z. B.:

® zur ErschlieBung von Dorf und Flur,

e zur Gestaltung der Gewdsser,

e fiir Bodenschutz und Bodenverbesserung,

® zur Landschaftsgestaltung und

e zur Dorferneuerung.

Nach Genehmigung bzw. Feststellung des Plans
und Bereitstellung der notwendigen Gelder durch

die Direktion kann die Teilnehmergemeinschaft
mit der Ausfiihrung beginnen.

)
&

... und bei den Planungsarbeiten im Dorf



Umsetzung der Planung

Tragerschaft

Die Teilnehmergemeinschaft ist zustandig fiir
den Bau von Wegen und sonstigen gemein-
schaftlichen Anlagen, soweit nicht ein anderer,
wie zum Beispiel die Gemeinde, bestimmte MaB-
nahmen lbernimmt oder die Ausflihrung ge-
meinsam erfolgt.

Die entlang von Gewassern und Wegen vorge-
sehenen Baume und Straucher sollen méglichst
unmittelbar im Anschluss an die BaumaBnahmen
gepflanzt werden; so kénnen sie schon bald zur
Bereicherung des Landschaftsbildes beitragen.

Vorzeitige Grundstiicks-
inanspruchnahme

Die geplanten MaBnahmen sollen den Teilneh-
mern mdglichst schnell Vorteile bringen. Zur
Ausflihrung von Bauvorhaben miissen deshalb
haufig Grundstiicke bereits vor der Neueinteilung
in Anspruch genommen werden. Stimmt ein

betroffener Grundeigentiimer nicht zu, so kann
die Teilnehmergemeinschaft durch den Erlass
einer Anordnung die bendétigten Flachen in ihren
Besitz bringen. Die Anordnung muss dem betrof-
fenen Beteiligten bekanntgegeben werden (Vor-
ldufige Anordnung, § 36 FlurbG).

Tritt damit fiir den Grundeigentiimer ein Harte-
fall ein, kann eine Entschadigungsregelung
getroffen werden.

Durchfiihrung der MaBnahmen

Neben der Direktion hilft der Verband fiir Land-
liche Entwicklung den einzelnen Teilnehmer-
gemeinschaften bei der Durchflihrung der MaB3-
nahmen, so z. B. bei:

e den Detailplanungen zum Wegebau,
e den Kostenermittlungen,

® den bautechnischen Vermessungs- und
Absteckungsarbeiten,

e der Ausschreibung von BaumaBnahmen,
e der Bauleitung,

® der Bauabnahme,

e der Durchfiihrung von Pflanzungen.

Zur Projektierung von wasserwirtschaftlichen
MaBnahmen und Anlagen zur Landschafts- und
Ortsgestaltung werden auch Ingenieurbliros ein-
geschaltet. Die Vergabe der BaumaBnahmen er-
folgt grundsatzlich an Baufirmen. Einfachere Ar-
beiten konnen die Teilnehmer selbst Gibernehmen.
Sie erhalten hierfiir eine Vergilitung und haben
somit die Moglichkeit, einen Teil ihres Beitrages
zu den Ausfiihrungskosten, der sogenannten
Eigenleistung, abzuarbeiten (Eigenregiearbeiten).
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Vermessungszeichen sichern das
Eigentum

Die fertiggestellten Wege und sonstigen Anlagen,
markante Landschaftsstrukturen und die Grenze
des Verfahrensgebietes werden, soweit erforder-
lich, mit Grenzzeichen abgemarkt und vermessen.

Diese Abmarkung hat zunachst vorlaufigen
Charakter und wird erst mit dem Flurbereini-
gungsplan rechtsverbindlich. Bis zu diesem Zeit-
punkt gelten die Grenzzeichen als Vermessungs-
zeichen. Sie diirfen weder entfernt noch bescha-
digt oder zerstort werden. Zuwiderhandlungen
konnen mit einer GeldbuBe geahndet werden
(Art. 23 AGFlurbG). Dies ist im Sinne aller Betei- :
ligten und Steuerzahler. Vermessung mit Satellitenunterstiitzung

Teilnehmer helfen bei
der Abmarkung



Finanzierung und Forderung

Viele helfen zusammen

Die Personalkosten und sonstigen Sachkosten der
Direktion tragt der Freistaat Bayern. Die Kosten
fuir die Durchflihrung des Verfahrens und die
Ausflihrung der MaBBnahmen obliegen der Teil-
nehmergemeinschaft als Tragerin des Verfahrens.
Sie erhalt hierflir Zuschiisse von der Europa-
ischen Union, der Bundesrepublik Deutschland
und vor allem vom Freistaat Bayern. Wie hoch
die Zuschiisse sind und wer sie im Einzelfall zur
Verfiigung stellt, hdngt von der ortlichen Situa-
tion und von der jeweiligen Aufgabenstellung
sowie den vorgesehenen MaBnahmen ab. Fiir die
MaBnahmen, welche der Allgemeinheit dienen
(6ffentliche Anlagen), erhalt die Teilnehmerge-
meinschaft auch Beitrdge von den Gemeinden,
Landkreisen usw.

Die restliche Summe bringen bei der Flurneuord-
nung die Teilnehmer, also die Grundeigentiimer,
auf (Eigenleistung). MaBnahmen der Dorferneue-
rung werden in der Regel durch Zuschisse und
eine Kostenbeteiligung der Gemeinde finanziert.
Die Gemeinde kann bei bestimmten Projekten
ihre Kosten teilweise auf die Biirger umlegen,

z. B. liber eine kommunale Abgabesatzung bei
Verbesserung von bestehenden OrtsstraBBen.

Bei Unternehmensverfahren libernimmt der
Unternehmenstrager die Kosten fiir die MaBnah-
men, welche durch das Unternehmen verursacht
werden.

Das kann gefdordert werden

® Vorbereitungen, Untersuchungen, Planungen,
Beratungen und Informationsarbeit

e Gemeinschaftliche Anlagen und MaBnahmen

— Herstellung von StraBen und Wegen zur
ErschlieBung von Dorf und Flur

— Gestaltung der Gewésser (nur . Ordnung)

— Vermessung, Abmarkung und Wertermitt-
lung der Grundstiicke

® |nstandsetzung und Verbesserung der neuen
Grundstiicke

— MaBnahmen zum Bodenschutz

— Verbesserung von Bodenstruktur und
Wasserhaushalt

e MaBnahmen fiir Naturschutz und Landschafts-
pflege

— Pflanzung, Verpflanzung und Sanierung von
Hecken, Strauchern und Baumen

— Landbereitstellung fiir 6kologische Zwecke
— naturnahe Gestaltung von Flachen
e Neuordnung von Sonderkulturen

e Kleinere MaBnahmen fiir Freizeit und Erholung,
die vorwiegend dem &rtlichen Interesse dienen
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® Gemeinschaftliche und &6ffentliche Maf3- — MaBnahmen zur Verbesserung der Dorf-
nahmen der Dorferneuerung okologie
— Einrichtungen zur Férderung der Dorf- — MaBnahmen zur Verbesserung des Orts-
gemeinschaft und Dorfkultur bildes
— MaBnahmen an Gebauden fiir gemein- — Erwerb und Verwertung von Gebduden

haftlich indliche Zweck :
schaftliche oder gemeindliche Zwecke — Bodenordnung in der Dorferneuerung

~ Dorfgemabe Yert?esserung der innerGrtlichen e Private MaBnahmen in der Dorferneuerung
Verkehrsverhéltnisse
— Dorfgerechte Um-, An- und AusbaumaB-
nahmen im Wohnbereich landlich-dorflicher

Bausubstanz

— MaBnahmen zur Erhaltung von Baudenk-
malern

— Sanierung und Renaturierung von Gewas-
sern einschlieBlich der Anlage von natur-
nahen Dorfweihern sowie der Verringerung
von Hochwassergefahren im Ortsbereich

— Den Zielen der Dorferneuerung dienende
Baugestaltungen (z. B. Fassaden), dorf-
gerechte Hofraum- und Vorbereichsgestal-
tungen

— Dorfplatze, Spiel- und Bolzplatze sowie
dorfgemafBe Freizeit- und Erholungseinrich-
tungen einschlieBlich Schul- und Lehrgarten

— Den Zielen der Dorferneuerung entspre-
chende BaumaBnahmen im Wirtschaftsteil
landwirtschaftlicher, handwerklicher oder

— Kleinere Anlagen zur umweltfreundlichen anderer dorflicher Gewerbe- und Dienstleis-
Ver- und Entsorgung (z. B. Maschinen- tungsbetriebe
waschplitze, Kompostieranlagen)

Mit Dorferneuerungs-
mitteln geférderter
Dorfladen sichert die
Grundversorgung am Ort
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Der Kostenanteil der Teilnehmer
am Flurneuordnungsverfahren
(Eigenleistung)

In der Regel errechnet sich die Héhe der Eigen-
leistung nach der landwirtschaftlichen Ver-
gleichszahl sowie nach Art und Hohe der Kosten.
Die Teilnehmer kdonnen ihren Kostenanteil teil-
weise auch durch personliche Mitarbeit und den
Einsatz eigener Maschinen und Gerate abgelten,
zum Beispiel bei Bau- und PflanzmaBnahmen
oder bei Vermessungsarbeiten.

Fiir langfristig verpachtete Grundstiicke kann die
Eigenleistung unter bestimmten Voraussetzungen
bis zu 50 % durch Zuschiisse geférdert werden.

Vorschussleistungen bis zur
endgiiltigen Beitragsbemessung

In welchem Verhaltnis und in welcher Héhe ein
an der Flurneuordnung beteiligter Grundeigen-
timer Beitrage leisten muss, richtet sich grund-
satzlich nach dem Wert seiner neuen Grund-
stiicke (8 19 FlurbG).

Zu Beginn der MaBnahmen ist dieser endgiiltige
Beitragsmafstab fiir die Teilnehmer am Verfah-
ren noch nicht bekannt. Er kann erst nach der
Neueinteilung des Grundbesitzes festgelegt
werden.

Deshalb bestimmt der Vorstand der Teilnehmer-
gemeinschaft einen vorlaufigen MaBstab zur
Beitragsbemessung. Er richtet sich in der Regel
nach der FlachengroBe des Grundbesitzes, den
jeder Teilnehmer im Verfahrensgebiet hat.

Fiir jeden Teilnehmer wird beim Verband ein
Konto gefiihrt, auf dem samtliche Forderungen,
Zahlungen und Gutschriften verbucht werden. Je
nach Anlass, in der Regel jahrlich, erhdlt jeder
Teilnehmer einen Kontoauszug. Dieser weist auch
aus, in welcher Hohe Beitrage oder Vorschiisse zu
leisten sind.

Bei den PflanzmaBBnahmen kénnen die Grund-
eigentiimer mitarbeiten und damit einen Teil ihres
Beitrags zu den Ausfiihrungskosten erbringen



Tauschwert der Grundstiicke

Der Grundstiickswert entscheidet
beim Tausch

VergleichsmaBstab flir den Tausch von Grund-
stiicken im Flurneuordnungsverfahren ist nicht
die FlachengroBe, sondern der Tauschwert der
Grundstiicke untereinander. Um eine wertgleiche
Abfindung beim Grundstiickstausch zu gewahr-
leisten, muss der Wert aller alten Grundstiicke
ermittelt und zueinander in Beziehung gesetzt
werden (8 27 FlurbG).

Wertermittlung durch den Vor-
stand der Teilnehmergemeinschaft

Der Vorstand der Teilnehmergemeinschaft flihrt
die Wertermittlung der Grundstiicke zusammen
mit neutralen, erfahrenen Gutachtern durch. Die
Gutachter dirfen weder ortsansassig noch am
Verfahren beteiligt sein. Sie werden aus einer

-
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zusammen mit dem Bayer. Bauernverband
erstellten Sachverstdndigenliste ausgewahlt und
von der Direktion bestellt (Art. 8 AGFlurbG).

Die Sachkenntnis der ortsansdssigen Vorstands-
mitglieder hat sich als sehr zweckmaBig erwie-
sen; schlieBlich sind sie mit den ortlichen Gege-
benheiten vertraut und kennen in der Regel die
in der Gemeinde allgemein bekannten Vor- und
Nachteile eines Grundstiicks. Bei der Wertermitt-
lung ihres eigenen Grundbesitzes dirfen sie aber
nicht mitwirken.

Die Bodenschadtzung des Finanzamtes mit ihren
Wertzahlen fiir Acker und Griinland dient in der
Flurneuordnung als Grundlage. Sie kann aber
meist nicht unmittelbar verwendet werden, da
sich das Tauschgefiige durch die technische und
betriebswirtschaftliche Entwicklung der Land-
wirtschaft gedndert hat. Deshalb werden fiir die
Flurneuordnung i. d. R. neue Wertzahlen
ermittelt.

Der Vorstand, unterstiitzt
von erfahrenen Gutach-
tern, bei der Wertermitt-
lung im Geldnde



Bewertung von Grundstiicken

Nach den Bestimmungen des FlurbG orientieren
sich die Wertzahlen der Flurneuordnung daran,
welchen Nutzen die Besitzer bei allgemein lb-
licher ordnungsgemaBer Bewirtschaftung aus
ihren Grundstiicken ziehen kdnnen. Die Entfer-
nung vom Ort oder vom Anwesen spielt dabei
keine Rolle (§ 28 FlurbG); sie wird jedoch bei der
Neueinteilung beriicksichtigt.

Enthéalt ein einzelnes Grundstiick unterschied-
liche Bodenqualitaten, wird fiir jede Teilflache
mit gleicher Bodenqualitdt eine gesonderte
Bodenwertzahl ermittelt.

Besonderheiten, die den Tauschwert eines
Grundstiicks beeinflussen, wie z. B. Hanglage,
Wasserhaushalt, Kleinklima oder Waldrandlage,
werden mit Zu- oder Abschldgen zu den Boden-
wertzahlen berlcksichtigt. Der Wert von Baumen
und anderen wesentlichen Grundstiicksbestand-
teilen wird gesondert festgelegt.

Wertgleichheit

Werden Grundstiicke unterschiedlicher Boden-
qualitat getauscht, so wird der Wertunterschied
durch eine VergroBerung oder Verkleinerung der
Grundstiicksflache ausgeglichen. In welchem
Verhdltnis Bodenqualitdat mit Bodenflache aufge-
wogen wird, kann nach den Wertzahlen der Flur-
neuordnung errechnet werden. Sie gelten als
einheitlicher BewertungsmaBstab fiir alle Be-
teiligten. Dazu ein Beispiel:

Herr Huber besitzt ein Grundstiick mit 1 Hektar
Flache und der Wertzahl 20. Herr Huber bringt
dieses Grundstiick in die Flurneuordnung ein und
mochte dafiir ein Grundstiick mit der Wertzahl
25, also mit besserer Qualitdt eintauschen.

Wieviel Fliche des neuen Grundstiickes erhalt
Herr Huber?

Wertzahl des Einlagegrundstiickes (20) geteilt
durch Wertzahl des neuen Grundstiickes (=25)
mal Flache des Einlagegrundstiickes (x 1 ha)
ergibt die Flache des neuen Grundstiickes

(= 0,8 ha).

Herr Huber erhalt 0,8 ha Flache.
Sonderregelung fiir Bauland

Die Wertermittlung fiir Bauland, bebaute Flachen
und fiir bauliche Anlagen richtet sich nach dem
Verkehrswert (8 29 FlurbG). Erst wenn hierfiir das
richtige Tauschverhaltnis gefunden ist, wird die
Bodenordnung im Dorf méglich. Diese Tauschvor-
gange werden grundsatzlich einvernehmlich
durchgefiihrt.

Informationen zur Wertermittlung

Die Grundsadtze und Ergebnisse der Wertermitt-
lung, die Wertermittlungskarte sowie die Ver-
zeichnisse und Vorstandsbeschlisse werden in
einer Versammlung erldutert. Sie liegen nach
diesem Informationstermin zur Einsichtnahme
— in der Regel in der Gemeindekanzlei — aus.

So kann sich jeder, der am Verfahren beteiligt ist,
genau informieren. Bei Fragen oder Unklarheiten
helfen die Vorstandsmitglieder der Teilnehmerge-
meinschaft und Bedienstete der Direktion.
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Wahrend der Auslegung der Ergebnisse der Wert-
ermittlung kdnnen die Teilnehmer schriftlich Ein-
wendungen beim Vorstand der Teilnehmerge-
meinschaft einreichen. Die Einwendungen brau-
chen sich dabei nicht nur auf die eigenen Grund-
stiicke zu beziehen; sie kdnnen sich vielmehr
auch gegen die Wertermittlung flir andere
Grundstiicke richten. Begriindeten Einwendun-
gen wird der Vorstand abhelfen (§ 32 FlurbG;
Art. 9 AGFlurbG).

AnschlieBend erklart der Vorstand die Ergebnisse
der Wertermittlung mit dem Feststellungsbe-
schluss fiir verbindlich und gibt sie 6ffentlich
bekannt.

Ausschnitt aus der Wertermittlungskarte: Die Ergebnisse der Wertermittlung sind in blauer Farbe in die alte
Katasterkarte eingetragen. Bei den fiir jedes Flurstiick angegebenen Wertzahlen sind teilweise Abschldge,
z. B. wegen Hanglage oder Waldeinwirkung, angebracht. Die gestrichelten Linien sind Wertzahlengrenzen
innerhalb von Grundstiicken.



»Wunschtermin« und Neueinteilung

des Grundbesitzes

Die Neueinteilung des Grundbesitzes ist fiir alle
Grundeigentlimer ein sehr wichtiger Verfahrens-
abschnitt. Der erste Schritt dazu ist der soge-
nannte Wunschtermin. Der Vorstand der Teilneh-
mergemeinschaft bespricht mit jedem einzelnen
Teilnehmer, wie sein Grundbesitz zweckmaBig
neu eingeteilt werden kann.

Grundsatzlich hat jeder Teilnehmer Anspruch
darauf, Land gegen Land wertgleich einzutau-
schen. Mit Zustimmung des Teilnehmers ist auch
eine Abfindung in Geld anstelle einer Landabfin-
dung moglich.

Beim Wunschtermin werden keine Entscheidun-
gen getroffen; es wird nur beraten.

Besprechung ohne Versprechen
und Beschluss

Die neue Grundstiickseinteilung wird nicht ein-
fach am griinen Tisch geplant. Ziel ist ein guter
Kompromiss der einzelnen Wiinsche, mit dem
jeder zufrieden sein kann.

SchlieBlich wird eine Lésung angestrebt, die allen
niitzt und mit der alle gut leben kénnen. Das
heiBt aber auch: Zugestandnisse machen, die
Meinung anderer respektieren und verstehen.
Bringen Sie daher nicht nur einen einzigen Vor-
schlag mit zum Wunschtermin. Stellen Sie auch
gleich Alternativen vor, mit denen Sie einver-
standen sein kénnen.

Der Wunschtermin ist also eine erste Bespre-
chungsrunde, ein Sammeln von Informationen
und Antrdgen. Entschieden wird erst spater,
wenn von allen Beteiligten die Antrage vorliegen.
Dann konnen die Vor- und Nachteile fiir alle
gerecht abgewogen werden.

Kommen Sie auf jeden Fall zum Wunschtermin!
Nehmen Sie lhren Ehepartner, den Hofnachfolger
und ggf. den Pachter mit. Als Grundeigentiimer
ist das fiir Sie vielleicht der wichtigste Abschnitt
im Flurneuordnungsverfahren.

Bereiten Sie sich daher auf das Gesprach vor,
machen Sie sich rechtzeitig Gedanken liber:

e die weitere Entwicklung des Betriebes,
® klare Antrdge mit Alternativvorschldgen und

e \erzicht auf Landabfindung gegen Geldaus-
gleich oder liber einen Zukauf.

Die Viorsitzende bespricht mit den Eigentiimern
Mdglichkeiten fiir die neue Grundstiickseinteilung

Bei reinen Dorferneuerungsprojekten gibt es in
der Regel keinen eigenen Wunschtermin. Not-
wendige oder auch gewlinschte Bodenordnungs-
maBnahmen werden meist bereits bei der Pla-
nung oder spatestens bei den Abmarkungsar-
beiten zu den BaumaBnahmen besprochen.
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Fachbegriffe klar verstandlich

Gerade beim Wunschtermin ist es niitzlich, die
wichtigsten Fachbegriffe zu kennen, von denen
hédufig die Rede sein wird.

Wertverhiltniszahl, kurz: WVZ

Die Wertverhaltniszahl driickt den Wert einer
Flache in einer Zahl aus.

Rechnerisch ist die WVZ das Produkt aus Grund-
stlicksfldche in '/ ar und der dazugehdrigen
Wertzahl aus der Wertermittlung.

Beispiel: Ein Grundstiick mit 1 Hektar Flache,
also 1 000 'f10 ar, multipliziert mit der Wertzahl
20 hat den Wert 20 000 WVZ

(1 000 [0 ar x Wertzahl 20 = 20 000 WVZ).

Einlagewert eines Besitzstandes

Damit wird die Summe der Wertverhaltniszahlen
aller in das Verfahren eingelegten Grundstiicke
eines Eigentiimers bezeichnet.

Landabzug

Jeder Grundeigentlimer muss nach § 47 FlurbG
einen Teil seines Einlagewertes flir gemeinschaft-
liche und 6ffentliche Anlagen abtreten. Der sich
daraus errechnende Fldchenanteil heiBt Land-
abzug.

Nach der Neueinteilung des Grundbesitzes wer-
den viele der auf Privatgrund angelegten Feld-
fahrten entbehrlich. Auch werden die meist
schlecht genutzten Randstreifen entlang der
Grundstiicksgrenzen weniger. Deshalb ist die tat-
sachlich nutzbare landwirtschaftliche Flache
nach der Flurneuordnung in der Regel nicht
wesentlich geringer als vorher.

Bei Unternehmensverfahren kann ein Abzug fir
das Bauvorhaben ndtig sein; diesen muss der
Unternehmer in Geld ausgleichen.

Forderung

Jedem Teilnehmer am Verfahren steht eine
»Forderung« zu. Sie errechnet sich aus dem Ein-
lagewert, verringert um den Wert des Landab-
zugs. Die Forderung wird in Wertverhaltniszahlen
ausgedriickt.

Landabfindung

Jeder Teilnehmer muss mit Land »abgefunden«
werden, welches dem Wert seiner Forderung ent-
spricht. Die neue Grundflache kann dabei aller-
dings groBer oder kleiner werden, je nach der
Bodenqualitdt der neuen Grundstiicke.

Mehr-/Minderausweisung

Im Einzelfall kann es im Interesse einer zweck-
maBigen Grundstilickseinteilung notwendig sein,
eine geringfligig liber oder unter der Forderung
liegende Landabfindung auszuweisen. Die dabei
entstehenden unvermeidbaren Mehr- oder Min-
derausweisungen sind in Geld auszugleichen

(8 44 Abs. 3 FlurbG).

Gewanne

Das ist ein Teil des Verfahrensgebiets, in dem
neue Grundstiicke ausgewiesen werden. Eine
Gewanne ist umschlossen von markanten Land-
schaftsstrukturen wie Waldgrenzen, Gewdassern,
Hochrainen oder von Wegen.
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Uberlegungen zur Gestaltung des
neuen Grundbesitzes

Jeder Teilnehmer am Flurneuordnungsverfahren,
insbesondere jeder Landwirt kann vor dem
Wunschtermin mit dem Landwirtschaftsamt ein
ausfiihrliches Gesprach liber die Entwicklung sei-
nes Betriebes fiihren. So kann er sich selbst ein Bild
machen liber seine betriebswirtschaftliche Situa-
tion und Entwicklung nach der Flurneuordnung.

Fiir die Neueinteilung bestehen gesetzliche Vor-
gaben:

»Die Landabfindungen miissen in méglichst gro-
Ben Grundstiicken ausgewiesen werden.«
(§ 44 Abs. 3 Satz 1 FlurbG)

»Die Landabfindung eines Teilnehmers soll in der
Nutzungsart, Beschaffenheit, Bodengiite und
Entfernung vom Wirtschaftshofe oder von der
Ortslage seinen alten Grundstlicken entsprechen,
soweit es mit einer groBziigigen Zusammenle-
gung des Grundbesitzes nach neuzeitlichen
betriebswirtschaftlichen Erkenntnissen vereinbar
ist.« (§ 44 Abs. 4 FlurbG)

Der alte Grundbesitz, der in viele kleine, einzelne
Flachen aufgeteilt ist, kann daher ebenso wenig
erhalten bleiben, wie Grundstiicke in jeder
erdenklichen Flurlage. Auch kann im Interesse
aller Teilnehmer die Ausweisung eines Grund-
stiicks in einer ganz bestimmten Lage nicht
grundsatzlich beansprucht werden.

Eine groBziigige Zusammenlegung, mit der Sie
zukiinftigen Entwicklungen Ihres Betriebes nicht
den Weg verbauen, dient lhnen auf lange Sicht
am meisten. Einschrankungen ergeben sich
ohnehin, z. B. durch:

® (Gelandegestalt,

e QOrtsrandlage,

® landschaftsbild,

e Wasser- und Naturschutzgebiete,
® Abbaufldchen,

® Bereiche stark unterschiedlicher Bodenqualitat
und

e Festlegungen liber ausgleichsberechtigte Fla-
chen nach EU-Verordnung.

Fiir den Wunschtermin kénnen auch folgende
Uberlegungen wichtig sein:

e die Zuordnung der Wirtschaftsflachen zum
Hof,

e die sinnvolle Neuabgrenzung und — falls mog-
lich — eine VergroBerung des Hofgrundstiickes,

e das Verhaltnis von Acker zu Griinland,

e die Zusammenfassung von Grundstiicken der
Nebenerwerbsbetriebe in einer einzigen Flur-
lage, um die lberbetriebliche Bewirtschaftung,
etwa mit Hilfe eines Maschinenringes, zu
erleichtern,

® die Ausweisung von langfristig verpachteten
Flachen unmittelbar im Anschluss an das
Grundeigentum des Pachters,

e die Ausweisung von Flachen, die sich fiir den
okologischen Landbau eignen,

e die Ausweisung von zusammenhangenden
Weideflachen,

o fiir Teilnehmer, die ihr Land aufforsten wollen,
die Abfindung in Gewannen, die zur Auf-
forstung vorgesehen sind und

® die Abfindung mit Bauland flr landwirtschaft-
liche Flachen oder umgekehrt.
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Die Abfindung kann mit Ihrer Zustimmung auch
ganz oder teilweise in Geld erfolgen. Das kann
fiir Sie als Grundeigentiimer vielleicht dann
interessant sein, wenn Sie keine Landwirtschaft
mehr betreiben.

Lassen Sie sich von den Fachleuten der Land-
lichen Entwicklung beraten. Deren Erfahrung
hilft Ihnen, liber die Zusammenlegung Ihrer
Grundstiicke richtig zu entscheiden.

Die Neueinteilung des Grund-
besitzes

Das Ergebnis des Wunschtermins ist die Grund-
lage fiir die Neueinteilung des Grundbesitzes. Der
technische Ablauf der Neueinteilung erfolgt
unter Federfiihrung des Vorsitzenden der Teilneh-
mergemeinschaft und seiner Mitarbeiter bei der
Direktion.

Dabei werden im Rahmen der gesetzlichen Vor-
schriften die Wiinsche aller Teilnehmer bertick-
sichtigt, soweit sich nicht Einzelinteressen von
Teilnehmern gegeniiberstehen. Weicht die letzt-
endlich gefundene Neueinteilung des Grundbe-
sitzes in groBerem Umfang von den Besprechun-
gen beim Wunschtermin ab, bespricht der Vor-
stand der Teilnehmergemeinschaft die Anderun-
gen mit den betreffenden Teilnehmern.

Nach eingehender Beratung der Ergebnisse im
Vorstand wird der Entwurf der Neueinteilung der
Direktion zur Priifung vorgelegt. Diese priift fol-
gende Punkte:

e Werden die von der Direktion aufgestellten
Vorgaben zur Verfahrensdurchfiihrung (Pro-
jektbeschreibung etc.) eingehalten?

e Sind die Vorstandsmitglieder bei ihren Abfin-
dungen nach den gleichen MaBstdben beur-
teilt worden, wie alle anderen Teilnehmer am
Flurneuordnungsverfahren?

Nach der Priifung beschlieBt der Vorstand die
endgiiltige Neueinteilung und die Direktion
genehmigt sie. Danach kénnen die neuen Grund-
stlicke in der Natur abgesteckt werden.

Die Bodenordnung im Ortsbereich kann erhebliche
Verbesserungen fiir landwirtschaftliche Betriebe
bewirken
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Um den Teilnehmern maéglichst friihzeitig die

Vorteile der Flurneuordnung zuteil werden zu

lassen, werden i. d. R. Besitz und Nutzung der

neuen Grundstiicke vor dem Eigentumsiibergang

mit der Anordnung der vorldufigen Besitzein-

weisung (§ 65 FlurbG) tbertragen.

Folgende Voraussetzungen miissen dafiir vor-

liegen:

e Die Grundstiicksgrenzen sind in die Ortlichkeit
ubertragen,

e der endgiiltige Nachweis fiir Fldche und Wert
der neuen Grundstiicke liegt vor und

e fir jeden Teilnehmer liegt eine Gegeniiberstel-
lung der alten und neuen Grundstiicke vor.

Mit der vorlaufigen Besitzeinweisung diirfen die
Teilnehmer nur noch ihre neuen Grundstiicke
bewirtschaften.

Pachtverhiltnisse

Grundsatzlich gilt: Flurneuordnung bricht keine
Pachtverhaltnisse. Die Pacht geht auf den neuen
Grundbesitz lber.

Neugeordnete Feldflur: Ein Gewinn fiir Landwirtschaft und Kulturlandschaft



36 6 Flurbereinigungsplan

Der Flurbereinigungsplan enthélt alle Neuord-
nungsmaBnahmen der Teilnehmergemeinschaft.
In ihm sind die schrittweise erarbeiteten Ergeb-
nisse des Verfahrens in einem Karten- und einem
Textteil zusammengefasst.

Bestandteile des Plans sind:
e cin Kartenteil (u. a. Bestandskarte neu),
e ein Textteil (u. a. Vorstandsbeschliisse) und

® Nachweise in Form von Verzeichnissen, also
zum Beispiel Liegenschaftsbuch und Abfin-
dungsnachweis.

Der Flurbereinigungsplan wird grundsatzlich voll-
sténdig in einem Stiick bekanntgegeben. Nur in
Ausnahmefallen ist auch die Bekanntgabe in
Abschnitten erlaubt.

Bevor der Flurbereinigungsplan beschlossen,
genehmigt und bekanntgegeben werden kann,
sind umfangreiche technische und rechtliche
Arbeiten zu erledigen. Hierzu zdhlen vor allem:

Festsetzung des endgiiltigen
BeitragsmaBstabes

Der Teilnehmer muss sich an den Kosten fiir die
FlurneuordnungsmaBnahmen beteiligen, soweit
sie nicht durch Zuschiisse des Staates oder Kos-
tenbeteiligung Dritter finanziert werden. Den
BeitragsmafBstab setzt der Vorstand der Teilneh-
mergemeinschaft im Flurbereinigungsplan fest.

Um Hartefille zu vermeiden, konnen einzelne
Teilnehmer zu Lasten der lbrigen ganz oder teil-
weise von den Beitragszahlungen befreit werden.

Fiir solche Teile des Verfahrensgebietes, bei
denen zur Ausflihrung besonderer Anlagen
auBergewohnlich hohe Anforderungen erforder-
lich sind, kdnnen die Beitrdge der Teilnehmer
entsprechend den Mehrkosten erhoht werden

(8 19 FlurbG).

Regelung der Rechtsverhaltnisse

Grundlage hierfiir sind der Plan Gber die gemein-
schaftlichen und offentlichen Anlagen sowie die
Neueinteilung des Grundbesitzes. Geregelt wird:

e Eigentum und Unterhaltungsverpflichtung
sowie Gebrauch und Nutzung der neuen Stra-
Ben, Wege, Gewasser, Landschaftspflegefla-
chen und sonstigen gemeinschaftlichen und
offentlichen Anlagen,

e die Ubertragung der im Grundbuch eingetra-
genen Belastungen von den alten Grundstii-
cken auf die neuen Grundstiicke des gleichen
Besitzstandes, z. B. Hypotheken, NieBbrauch-
rechte u.a. und

e die Ubertragung der 6rtlich gebundenen
Rechte auf die neuen Grundstiicke, z. B.
Leitungsrechte.

Dariiber hinaus werden ggf. Entschadigungen fir
Baume, Strducher und Bodenbestandteile im
Flurbereinigungsplan geregelt.

Informationen iiber den Flur-
bereinigungsplan und 6ffentliche
Bekanntmachung

Jeder Teilnehmer erhélt einen Auszug aus dem

Flurbereinigungsplan, den Abfindungsnachweis
und den Belastungsnachweis.
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Der Abfindungsnachweis enthalt:

e die Gegeniiberstellung von Flache und Wert
des alten und neuen Besitzes, auBerdem eine
Erlauterung der Mehr- und Minderausweisun-
gen und ggf. Festsetzungen lber einen finan-
ziellen Ausgleich und eine

e Aufstellung der neuen Grundstlicke nach Fla-
che und Wert sowie die Kostenregelung.

Im Belastungsnachweis sind die Belastungen an
den Grundstiicken geregelt.

Der Flurbereinigungsplan wird 6ffentlich
bekanntgegeben. Mit der Bekanntmachung wird
auch zu einem Anhérungstermin geladen, in dem
die Teilnehmer Auskiinfte liber den Flurbereini-
gungsplan einholen kénnen (§ 59 FlurbG). Der
Plan wird in der Regel in der Hauptgemeinde
offengelegt, wo Berechtigte Einsicht nehmen
konnen.

Als Teilnehmer am Verfahren wird lhnen der Aus-
zug aus dem Flurbereinigungsplan zu Beginn der
Offenlegung zugestellt. Studieren Sie bitte den
Auszug sorgfaltig und stellen Sie fest, ob die
darin enthaltenen Aussagen verstandlich sind.

Nutzen Sie den Anhorungstermin um Unklar-
heiten anzusprechen. Der Vorsitzende oder seine
Mitarbeiter stehen fiir Ihre Fragen gerne zur Ver-
fligung.

Gegen den Flurbereinigungsplan kann innerhalb
von zwei Wochen nach dem Anhdrungstermin
bei der Direktion Widerspruch eingelegt werden
(§ 59 FlurbG, Art. 15 AGFlurbG).

Der Widerspruch muss schriftlich erfolgen und
soll eine Begriindung enthalten. Wird der Flur-
bereinigungsplan in Abschnitten bekanntgege-
ben, findet jeweils ein Anhdrungstermin mit an-
schlieBender Widerspruchsfrist statt.

Ausschnitt aus der
Abfindungskarte

,ﬂ Fa " 1278/,
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Rechtlicher Vollzug des Flurbereinigungsplans

Der Zeitpunkt, in dem der neue Rechtszustand
eintritt, wird in einem eigenen Verwaltungsakt,
der Ausflihrungsanordnung, festgelegt: Die Teil-
nehmer am Verfahren werden Eigentlimer ihrer
neuen Grundstiicke, welche Sie bis dahin »nur« in
Besitz hatten.

Die Ausfiihrungsanordnung kann von der Direk-
tion erlassen werden, wenn der Flurbereinigungs-
plan unanfechtbar ist, d. h. wenn keine Wider-
spriiche gegen ihn erhoben wurden oder wenn
rechtskraftig lber alle Widerspriiche entschieden
wurde (8 61 FlurbG).

Die Direktion kann die Ausfiihrung des Flurbe-
reinigungsplanes auch bereits vor seiner Unan-
fechtbarkeit anordnen, jedoch nur dann, wenn
dem Spruchausschuss die verbliebenen Wider-
spriche vorliegen und aus einem ldngeren Auf-
schub des Eigentumsiibergangs voraussichtlich
erhebliche Nachteile fiir die Gbrigen Teilnehmer
am Verfahren entstehen wiirden (8 63 FlurbG).

Nach Eintritt des neuen Rechtszustandes ver-
anlasst die Direktion den Eintrag des neuen
Grundbesitzes in Grundbuch und Liegenschafts-
kataster.

P
e

.



Abschluss des Verfahrens 39

Schlussfeststellung

Sobald die Verfahrensergebnisse in Grundbuch
und Liegenschaftskataster libernommen sind und
die Finanzierung abgeschlossen ist, kann das Ver-
fahren beendet werden.

Die Teilnehmergemeinschaft stellt dazu in einem
Beschlul3 fest, dass ihre Aufgaben erfiillt sind.

Die Direktion erldsst die Schlussfeststellung.

Sie erklart dabei die Aufgaben der Teilnehmer-
gemeinschaft i. d. R. flir abgeschlossen; die Teil-
nehmergemeinschaft erlischt damit.

Das Fest zum
Abschluss der
Flurneuordnung
oder Dorferneuerung
weist auf ein
gelungenes
Verfahren hin

Die Teilnehmergemeinschaft kann
fortbestehen

Die Teilnehmergemeinschaft bleibt liber die
Beendigung des Verfahrens hinaus bestehen,
wenn sie noch Aufgaben zu erfiillen hat,
wie z. B.:

® Riickzahlung von Darlehen,

e \erwaltung von Grundstiicken der Teilnehmer-
gemeinschaft,

e Unterhaltung gemeinschaftlicher Anlagen wie
etwa Wirtschaftswege und

® Landschaftspflege im Verfahrensgebiet.

Die Vertretung der Teilnehmergemeinschaft und
die Verwaltung ihrer Angelegenheiten kdnnen
auf Wunsch der Teilnehmergemeinschaft auf die
Gemeinde libertragen werden, wenn diese
zustimmt. In diesem Fall geht die Aufsichtsbe-
fugnis von der Direktion auf das Landratsamt
uber.




Weitere Informationsquellen zur Landlichen
Entwicklung

Personliche Information Gegen Kostenerstattung erhalten Sie aus der
Reihe »Arbeitshilfen und Vorschriften fiir die

Diese Broschiire kann lhnen natlirlich nur einen Landliche Entwicklung in Bayernc:

grundsatzlichen Uberblick geben. Das personliche e Heft 1: Landliche Entwicklung in Bayern
Gesprach ersetzt sie nicht. Dafiir ist Ihre Direk- ) _
tion fiir Landliche Entwicklung da. Sie ist |hr per- * Heft 3: Teilnehmergemeinschaft.

sonlicher Ansprechpartner fir alle Einzelfragen.

Schriftliche Information Internet

Informationen {ber die Landliche Entwicklung in
Bayern erhalten Sie auch Uber unsere Internet-
adresse: www.landentwicklung-bayern.de

Zu einer Reihe von Themen stehen spezielle
Informationsbroschiiren bzw. Faltblatter zur
Verfligung:

e Dorferneuerung in Bayern

Einfache Neuordnungsverfahren fiir die Land-
wirtschaft

Nebenerwerbslandwirtschaft

Fragen der Schafhaltung, Fischerei und der
Jagd in der Landlichen Entwicklung

Die Wertermittlung in Verfahren nach dem
Flurbereinigungsgesetz

Folderreihe:

Hilfen fiir Landwirte, Blirger und Gemeinden
Freiwilliger Landtausch

Biirgerbeteiligung

Gemeinschaftsleben

Leitbildarbeit

Wirtschaftliche Impulse

Technischer Umweltschutz

Naturschutz und Landschaftspflege

Alm- und Alpwegebau

Diese Schriften konnen kostenlos bei lhrer Direk-
tion flir Landliche Entwicklung bezogen werden.
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® Die oberste Landesbehorde

Bayerisches Staatsministerium fiir Landwirt-
schaft und Forsten

Abteilung Landliche Entwicklung
LudwigstraBe 2

80539 Miinchen

Telefon 089 /2182 - 2491

Telefax 089 /2182 - 2709
e-mail: poststelle@stmlf.bayern.de
Internet: www.stmlf.bayern.de

¢ Die Direktionen fiir Landliche
Entwicklung in Bayern

Direktion filir Ldndliche Entwicklung
Ansbach

Philipp-Zorn-Str. 37

91522 Ansbach

Telefon 0981 /59 -1

Telefax 0981/ 59 - 384

e-mail: poststelle@dle-an.bayern.de
Internet: www.dle-ansbach.bayern.de

Direktion fiir Ldndliche Entwicklung
Bamberg

Nonnenbriicke 7a

96047 Bamberg

Telefon 0951/837-0

Telefax 0951 /837 - 199

e-mail: poststelle@dle-ba.bayern.de
Internet: www.dle-bamberg.bayern.de

Direktion flr Landliche Entwicklung
Krumbach (Schwaben)
Dr.-Rothermel-StraBe 12

86381 Krumbach (Schwaben)

Telefon 08282 /92 -1

Telefax 08282 [ 92 - 255

e-mail: poststelle@dle-kr.bayern.de
Internet: www.dle-krumbach.bayern.de

Direktion fiir Ldndliche Entwicklung
Landau a.d.lsar

Dr.-Schldgl-Platz 1

94405 Landau a.d.Isar

Telefon 09951 /940 -0

Telefax 09951 / 940 - 215

e-mail: poststelle@dle-In.bayern.de
Internet: www.dle-landau.bayern.de

Direktion flr Landliche Entwicklung
Miinchen

InfanteriestraBe 1

80797 Miinchen

Telefon 089 /1213 - 01

Telefax 089 /1213 - 1403

e-mail: poststelle@dle-m.bayern.de
Internet: www.dle-muenchen.bayern.de

Direktion flr Landliche Entwicklung
Regensburg

LechstraBBe 50

93057 Regensburg

Telefon 0941 [ 4022 - 0

Telefax 0941 [ 4022 - 222

e-mail: poststelle@dle-r.bayern.de
Internet: www.dle-regensburg.bayern.de

Direktion flir Ldndliche Entwicklung
Wiirzburg

Zeller StraB3e 40

97082 Wiirzburg

Telefon 0931/ 4101 -0

Telefax 0931/ 4101 - 250

e-mail: poststelle@dle-wu.bayern.de
Internet: www.dle-wuerzburg.bayern.de

Das Flurbereinigungsgericht

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof
LudwigstraBe 23

80539 Miinchen

Telefon 089 / 2130 - 1



42

Stichwortverzeichnis nFachbegriffe«

Dieses Stichwortverzeichnis gibt lhnen einen

Uberblick iiber die wichtigsten Fachbegriffe bei
der Landlichen Entwicklung. Durch die Querver-
weise auf die entsprechenden Textstellen kénnen

Sie die Begriffe leicht einordnen.

A

Abfindungsnachweis 36,

Abmarkung
AGENDA 21
Anordnungsbeschluss

Arbeitskreise 14,
Aufforstungen 21,
Ausflihrungsanordnung 20,

B

Bauland

Baulandumlegung

Bauvorhaben

Bayerisches Dorfentwicklungsprogramm
Beitragsbemessung

BeitragsmafBstab

Belastungsnachweis 36,

Beschleunigtes Zusammenlegungsverfahren
Besitzlibergang

Betretungsrecht flir Grundstiicke
Bodenschdtzung

Biirgermitwirkung 14,

D

Direktion flr Landliche Entwicklung
Dorferneuerung
Dorfgemeinschaft

E

Eigenleistung
Eigentumsrechte

Eigentumsiibergang 35,

Einfache Dorferneuerung
Einlagewert eines Besitzstandes

11, 18,

23, 25,

37
24

20
18
33
38

29
13
23
"
27
36
37

8
35
21
28
40

41
40
14

27
21
38
1
32

F

Finanzierung 25,39
Flurbereinigungsgericht 20, 41
Flurbereinigungsgesetz 6
Flurbereinigungsplan 36
Flurneuordnung 7,18, 27
Forderhochstsumme 19
Forderung 25
Forderung 32
Freiwilliger Landtausch 8
Freiwilliger Nutzungstausch 13
G

Geldabfindung statt Landabfindung 31,34
Gemeinde 16
Gemeinschaftliche und 6ffentliche Anlagen 22
Gewanne 32
Grenzregelung 13
Grenzzeichen 24
Grundbuch 36, 38
Grundstiicksverkehr 21
K

Korperschaft des 6ffentlichen Rechts 14
Kostenanteil der Teilnehmer 27
L

Landabfindung 32,33
Landabzug 32
Landesverband fir Landliche Entwicklung

Bayern 17
Landwirtschaftsministerium 17
Langfristige Verpachtung 27
Liegenschaftskataster 38
M

Mehr-/Minderausweisung 32
N

Nachhaltige Entwicklung 5
Neueinteilung des Grundbesitzes 31

Nutzungsanderungen 21



0
Ortlich Beauftragter
P

Pachtverhaltnisse

Pflanzmeister

Plan lber die gemeinschaftlichen
und dffentlichen Anlagen
Planfeststellung/-genehmigung
Projektbeschreibung

R

Rechtsbehelfe
Regelverfahren
Regionale Landentwicklung

S

Schlussfeststellung
Spruchausschuss

T

Tauschwert
Teilnehmer
Teilnehmergemeinschaft
Teilnehmerversammlung

U
Unternehmensverfahren
V

Verband fiir Landliche Entwicklung

Vereinfachtes Verfahren
Verfahrensarten
Verfahrensgebiet
Vermessung
Vorbereitungsphase
Vorlaufige Anordnung
Vorlaufige Besitzeinweisung
Vorschussleistungen zu den
Ausflihrungskosten

Vorsitzender der Teilnehmergemeinschaft
Vorstand der Teilnehmergemeinschaft

15

35
15

22
22
19

20
10
12

39
20

28
14
14
15

17

19
24
18
23
35

27
15
14

W

Wahl der Vorstandsmitglieder 14
Wegebau auBerhalb eines
Flurneuordnungsverfahrens 13
Wegebaumeister 15
Wertermittlung 28
Wertverhiltniszahl (WVZ) 32
Widerspruch 20
Wirtschaftsflachentausch 12,13
Wunschtermin 31

43



	Vorwort
	Ziele und rechtliche Grundlagen
	Ländliche Entwicklung geht alle an
	Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz
	Bayerisches Dorfentwicklungsprogramm
	Weitere Aufgaben der Ländlichen Entwicklung
	Zuständigkeiten
	Vorbereitungsphase
	Der gesetzliche Verfahrensablauf
	Eigentumsrechte im Verfahren
	Plan über die gemeinschaftlichen und öffentlichen Anlagen
	Umsetzung der Planung
	Finanzierung und Förderung
	Tauschwert der Grundstücke
	»Wunschtermin« und Neueinteilung des Grundbesitzes
	Besitzübergang auf die neuen Grundstücke
	Flurbereinigungsplan
	Rechtlicher Vollzug des Flurbereinigungsplans
	Abschluss des Verfahrens
	Weitere Informationsquellen zur Ländlichen Entwicklung
	Verzeichnis der Behörden für Ländliche Entwicklung
	Stichwortverzeichnis »Fachbegriffe«



